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Satzung der Gegeinde Schallodenbach

über dia Erhebung von Beiträgen für die erstmalige Herstellung

von Erteilließungsanlagen (ErschlleSungsbeitrage)

v°m •02.FFB.t988

Der GenEinderat SMlodenbach bataufgrund des § 132 des Saugesetzbuches (SauGS) in
der Fassung der Bekanntmachung von 08,12.1986 (8G31. I S. 22S3) i.V. mit § 2'?-
der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz vom 14. Dezember 1973 (GVB1. S. 419,
83 2Q20-1), in der derzeit gültigen Fassung folgende Satzung beschlossen,
die hiermit bekanntgemacht wird.

§ I
£.-neounc des S-schlieGungsbeiträges

Die Gemeinde SchallodenfaadierreotSrschl ieilungsbeitrdoe nach den Vorschriften des Sau
gesettoucnes (jj 127 ff.) sowie nach Maßgaoe dieser Sattung.

II 5 ^

Art und Umfang der Erschließungsanlagen

(1) Seitraosfehig ist der Ersenließuncsaufwanc:

I. für die öffentlichen zum Anbau bestimmten Straßen, Wege und Platze

a) in Oorfgebieten, reinen Wohngecieten, allgemeinen Wohngebieten und Misch¬
geb ietan

aa) bei beidseitigen Sebaubarkeit bis zu IA a Breite,

bb) bei einseitiger Sebaubarkeit bis zu 8 m Breite;

b) in kerngebieten, Gewerbegbieten und Sondergebieten

aa) bei beioseitiger Sebaubarkeit bis zu 13 a 3raite,

bb) bei einseitiger Sebaubarkeit bis zu 12,5 m Breite;

c) in Industriegsbieten

^ aa) bei beidseitiger Sebaubarkeit bis zu 20 a Breite,
bb) bei einseitiger Sebaubarkeit bis zu Id,5 m Breite;

¦ d) in K;e;ns;et'ungsgebieten und Ferienhauscebieten

aai bei beidseitiger Sebaubarkeit bis zu IG a Breite,

bbl bei einseitiger Sebaubarkeit bis zu 7 a Sreite;

e)

in Dauerkleingarten- und Wochenendhausgebieten bis zu 5 in Breite;
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§ 4
Anteil der Gemeinde am beitragsfähi'qen Erschl ieSunqsaufwand

Die Gemeinde trägt 10 v.H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes.

§ 5
Abrechnungsgebiet, Grundstiicksflachen und Geschoßflächen

(1) Die von einer Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke bilden das
Abrechnungsgebiet. Wird ein Abschnitt einer Erschließungsanlage oder eine
Erschließungseinheit abgerechnet, so bilden die von dem Abschnitt der Er¬
schließungseinheit erschlossenen Grundstücke das Abrechnungsgebiet.

(2) Bei der Ermittlung der Grundstücksflächen bleiben die Grundstücke und
Grundstücksteile uaßer Ansatz, die außerhalb des Baulandes liegen. Als Bau-
.land gilt, wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder der Bebauungsplan eine
andere als bauliche oder gewerbliche Nutzung vorsieht,

1. bei Grundstücken, die an die Erschließungsanlage angrenzen, die Fläche von
der Erschließungsanlage bis zu einer Tiefe von höchstens 40 m,

2. bei Grundstücken, die, ohne an die Erschließungsanlage zu grenzen, mit der
Erschließungsanlage durch einen Weg oder in anderer rechtlich gesicherter
Form verbunden sind, die Flächen von der zu der Erschließungsanlage liegenden
Grundstücksseite bis zu einer Tiefe von höchstens 40 m.

Flächen, die über die tiefenraäßige Begrenzung hinaus baulich oder gewerblich
genutzt werden, sind insoweit dem nach Nummer 1 oder 2 ermittelten Bauland
hinzuzurechnen.

(3) Die Geschoßfläche des einzelnen Grundstückes ergibt sich durch Verviel¬
fachung der Grundstücksfläche mit der Geschoßflächenzahl. Für die Geschoß¬
flächenzahl dind die Regelungen des Bebauungsplanes maßgebend. Dies gilt
auch im Falle der Planreife im Sinne des § 33 SauGS.

Im Falle des § 34 BauBG ist die zulässige Geschoßfläche unter Berücksichti¬
gung der in näherer Umgebung vorhandenen Geschoßflächen zu ermitteln. In
Industriegebieten ergibt sich die Geschoßflächenzahl aus der Baumassenzahl,
geteilt durch 3,5. Ist im Zeitpunkt der Entstehung der Beitragspflicht für
das einzelne Grundstück eine größere Geschoßfläche zugelassen, so ist diese
zugrunde zu legen. Bei Grundstücken, für die anstelle der Bebauung eine
sonstige Nutzung festgesetzt ist oder bei denen die zulässige Bebauuung
nur untergeordnete Bedeutung hat, wird als Geschoßfläche die halbe Grund¬
stücksfläche angesetzt.

§ 6

Verteilung des bei tragsfä'higen Erschließungsaufwandes

(1) Der nach § 3 ermittelte Erschließungsaufwand wird nach Abzug des Anteils
der Gemeinde (§4) auf die Grundstücke nach den Grundstücksflächen verteilt.
Für die Ermittlung der Grundstücksflächen gilt § 5 Abs. 2.

(2) Sofern im Abrechnungsgebiet eine unterschiedliche bauliche oder sonstige
Nutzung zulässig ist, wird der Erschließungsaufwand abweichend von Absatz 1
nach den Geschoßflächen verteilt. Für die Ermittlung der Geschoßflächen
gilt der § 5 Abs. 3.

(3) Grundstücke an zwei aufeinanderstoßenden Erschließungsanlagen (Eckgrund-
stücke}und Grundstücke zwischen zwei Erschließungsanlagen (durchlaufende
Grundstücke) sind für beide Erschließungsanlagen beitragspflichtig, wenn sie
durch beide Anlagen erschlossen werden und die Voraussetzungen des § 133
Abs. 1 BauGB vorliegen. Der Berechnung des Erschließungsbeitrages werden die
sich nach Absatz 1 oder Absatz 2 ergebenden Berechnungsdaten jeweils nur mit
der Hälfte zugrunde gelegt.



Für Grundstücke, die durch mehr als zwei aufeinanderstoßende ErscMießungs-
anlagen erschlossen werden, werden die Serechnungsdaten nach Absatz 1 oder
Absatz 2 durch die Zahl der Erschließungsanlagen geteilt.

' § 7

Kostenspaltung

Der Erschließungsbeitrag kann für

1. den Grunderwerb

2. die Freilegung

3. die Fahrbahn, auch Richtungsfahrbahnen

4. die Radwege

5. die Gehwege, zusammen oder einzeln

6. die Parkflächen

7. die Grünanlagen

8. die Beleuchtungsanlagen

9. die Entwässerungsanlagen

10. die Irranissionsschutzanlagen

gesondert erhoben und in beliebiger Reihenfolge umgelegt werden, sobald die
Maßnahme, deren Aufwand durch Teilbeträge gedeckt werden soll, abgeschlossen
worden ist. Über die Anwendung der Kostenspaltung entscheidet die Gemeinde im
Elnzelfal 1.

§ 8

Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen

(1) Straßen sind endgültig hergestellt, wenn ihre Flächen Eigentum der Ge¬
meinde sind, sie eine Verbindung mit dem übrigen öffentlichen Verkehrsnetz
besitzen und die folgenden Bestandteile und Herstellungsmerkmale auf-
wei sen:

a) Fahrbahn mit Unterbau und Decke; die Decke kann aus Asphalt, Teer, Beton,
Pflaster oder einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise bestehen;

b) beidseitige Gehwege mit Abgrenzung gegen die Fahrbahn und fester Decke;
die Decke kann aus Platten, Pflaster, Asphaltbelag oder einem ähnlichen
Material neuzeitlicher Bauweise bestehen;

c) Entwässerungseinrichtungen mit Anschluß an die Kanalisation;

d) Beleuchtungseinrichtungen betriebsfertig;

e) Begleitgrün i.S.v. § 2 Abs. 1 Nr. 5 a angelegt.
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(2) die übrigen Erschließungsanlagen sind endgültig hergestellt, wenn ihre
Flächen Eigentum der Gemeinde sind, sie eine Verbindung mit dem übrigen
öffentlichen Verkehrsnetz besitzen und

a) Plätze entsprechend Abs. 1 Buchst, a), c), d) und e) ausgebaut sind.

b) Wege und öffentliche, aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit
Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen entsprechend Abs. 1
Buchst, b), c), d) und e) ausgebaut sind.

c) Radwege entsprechend Abs. 1 Buchst, b), c), d) und e) ausgebaut sind.

d) Parkflächen entsprechend Abs. 1 Buchst, a), c), d) und e) ausgebaut
sind.J

e) Grünanlagen (| 2 Abs. 1 Nr. 5 b) gärtnerisch gestaltet sind.

(3) Oer Rat kann im Einzelfall die Bestandteile und Herstellungsmerkraale der
Erschließungsanlagen abweichend von den Absätzen 1 und 2 festlegen. Ein
solcher Abweichungsbeschluß ist als Satzung öffentlich bekanntzuraachen.

§ 9

Immi ssionsschutzanlagen

Art, Umfang, Verteilungsmaßstab und Herstellungsmerkraale von Anlagen zum
Schutz von Baugebieten gegen schädliche Urawelteinwirkungen im Sinne des Bund-
des-Immissionsschutzgesetzes werden durch ergänzende Satzung im Einzelfall ge¬
regelt.

§ 10

Vorauslei stungen

Im Fall des § 133 Abs. 3 BauGB können Vorausleistungen bis zur Höhe des vor¬
aussichtlichen Erschließungsbeitrages erhoben werden.

§ H

Ablösung des Erschließungsbeitrages

Oer Betrag einer Ablösung nach § 133 Abs. 3 Satz 2 BauGB bestimmt sich nach
der Höhe des voraussichtlich entstehenden Beitrages. Ein Rechtsanspruch auf
Ablösung besteht nicht.
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§ 12

Inkraftreten / AuBerkraftreten

Die Satzung tritt rückwirkend am Ol. Juli 1987 in Kraft. Gleichzeitig tritt
O16 Mf/U19^UbLr3 :e<rE:5f U?S V0" ErschlieSongsbeiträgen in der Fassung vc"
iu. Mai außer Kraft. Soweit eine Seitragspflicht auf- Grund früherer
Satzungen entstanden ist, gelten diese weiter.

Schallodenbach, fi2.FEB. 1988
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